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Antwort des Staatsrats auf einen parlamentarischen Vorstoss 
— 

Motion Defferrard Francine / Schoenenweid André 2020-GC-207 
Für eine Reduzierung der Lichtverschmutzung 

I. Zusammenfassung der Motion 

Mit der am 16. Dezember 2020 eingereichten und begründeten Motion fordern Grossrätin 

Francine Defferrard und Grossrat André Schoenenweid eine Änderung des Raumplanungs- und 

Baugesetzes (RPBG), um die öffentliche Beleuchtung als Ziel einzuführen, das die Gemeinden in 

ihren Richtplänen behandeln müssen (vgl. Art. 41 Abs. 1 RPBG). 

Ziel dieser Änderung ist es, die öffentliche Beleuchtung durch spezifische Beleuchtungskonzepte 

oder -strategien (auch «Plans Lumière» oder «Licht-Masterpläne» genannt) neu zu überdenken, um 

unnötige Lichtemissionen zu vermeiden bzw. die Lichtverschmutzung zu reduzieren und 

gleichzeitig Energie zu sparen. Tatsächlich haben sich die Lichtemissionen auf dem Gebiet der 

Schweiz in fast 20 Jahren verdoppelt und die Folgen dieses künstlichen Lichts auf die Vielfalt der 

Tier- und Pflanzenarten sowie auf den Menschen sind hinlänglich bekannt; der Bund selbst hat 

aufgezeigt, dass Handlungsbedarf besteht. 

Die Ausarbeitung eines «Plan Lumière» ermöglicht es insbesondere, nach einer Analyse (Notwen-

digkeit; Zeitmanagement / Steuerung; Intensität / Helligkeit; Platzierung der Leuchten; Ausnahmen 

im Zusammenhang mit der Verkehrssicherheit, dem Sicherheitsgefühl, der Aufwertung des 

Baukulturerbes usw.), Nachtabschaltungen einzuführen. Eine solche Massnahme könnte bei 

nächster Gelegenheit, etwa anlässlich einer Gesamt- oder Teilrevision des Ortsplans, oder innerhalb 

einer Übergangsfrist von 5 Jahren in den Gemeinderichtplan integriert werden. Sie setzt die 

Anhörung der Bevölkerung voraus und sollte aus technischer Sicht kostengünstig machbar sein. 

II. Antwort des Staatsrats 

Wie die Motionäre betonen, beeinträchtigt übermässiges künstliches Licht nicht nur die natürliche 

Nachtlandschaft, sondern kann auch das Leben vieler Tierarten und den Menschen erheblich stören. 

Wie das Bundesamt für Umwelt (BAFU) feststellt, werden natürlich dunkle Gebiete immer 

seltener
1
. Bei vielen Arten muss ein Rückgang oder gar das Aussterben von kleinen, isolierten 

Populationen befürchtet werden. Übermässige Lichtemissionen können zudem beim Menschen 

Schlafstörungen verursachen. 

                                                

1 https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/elektrosmog/fachinformationen/lichtemissionen--

lichtverschmutzung-/auswirkungen-von-licht.html 
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In seiner Antwort auf die Anfrage 2019-CE-215, mit der sich Grossrat Simon Bischof nach dem 

Stand der Sanierung der öffentlichen Beleuchtung (gerade im Hinblick auf die nächtliche 

Beleuchtung) erkundigte, erwähnte der Staatsrat unter anderem, dass das Amt für Energie (AfE) 

plane, Anfang 2020 jede Gemeinde zu kontaktieren, um sich ein genaues Bild vom Umsetzungs-

stand machen zu können. Wegen der Covid-19-Pandemie und ihrer Auswirkungen auf die Arbeit 

der verschiedenen Behörden ab Frühjahr 2020 wurde der Prozess jedoch vorübergehend ausgesetzt. 

Dieser soll in den kommenden Monaten wieder aufgenommen werden. 

In der oben genannten parlamentarischen Anfrage wurde daran erinnert, dass Staat und Gemeinden 

gemäss der Änderung des Energiegesetzes (EnGe; SGF 770.1), die im August 2013 in Kraft trat, bis 

am 31. Dezember 2018 die öffentliche Beleuchtung, für die sie zuständig sind, mittels Sanierungs-

massnahmen auf den Stand der Technik bringen und die Beleuchtung energiesparend im Sinne von 

Artikel 15a EnGe betreiben müssen. 

Nach Auskunft der Elektrizitätsversorgungsunternehmen, die das AfE im Jahr 2019 im Rahmen der 

parlamentarischen Anfrage eingeholt hat, wurde bisher über 70 % der öffentlichen Beleuchtung im 

Kanton saniert, und zwar durch den Ersatz der Leuchten (meist durch LED) und durch betriebliche 

Massnahmen. 

Der Stromverbrauch hat in der Folge merklich abgenommen, nämlich um 50 % bis 80 %. Die 

grösste Wirkung wurde in den Quartieren und Zonen erzielt, in denen die Strassenbeleuchtung 

zwischen Mitternacht und 5 Uhr morgens abgeschaltet wird. Die meisten Gemeinden haben sich 

jedoch für eine Senkung der Intensität in dieser Zeitspanne entschieden, um eine minimale 

Beleuchtung aufrechtzuerhalten. 

Die öffentliche Beleuchtung wurde namentlich aus den folgenden Gründen noch nicht vollständig 

saniert: 

> Die Gemeinden haben einen Investitionsplan über mehrere Jahre aufgestellt. Fast alle haben die 

Arbeiten begonnen, doch enden ihre Pläne erst in den kommenden Jahren. 

> Die öffentliche Beleuchtung wurde in bestimmten Zonen aufgrund anderer, teils bedeutender 

Arbeiten, die kurz- und mittelfristig geplant werden mussten, nicht saniert. 

> Die Beleuchtung der Tunnel und Untertagebauten der Umfahrungsstrasse von Bulle (H189) wird 

in ein paar Jahren bei ihrer geplanten Erneuerung durch LED ersetzt. Dies ist teilweise bereits im 

Gange, da die Beleuchtung im Tunnel zwischen Planchy und La Pala im Jahr 2020 durch LED 

ersetzt wurde und diejenige im zweiten Tunnel im Jahr 2021 ausgetauscht werden soll. 

In Ergänzung zur mit der Änderung des EnGe eingeführten Pflicht, die öffentliche Beleuchtung zu 

sanieren, wollen das Amt für Umwelt (AfU) und das Amt für Wald und Natur (WNA) Workshops 

für Gemeinden zur «Licht-Toolbox» unterstützen, um die Gemeinden für die Umsetzung konkreter 

Massnahmen zu sensibilisieren oder gar zur Ausarbeitung einer globalen Beleuchtungsstrategie zu 

motivieren. Die Toolbox ist das Ergebnis eines vom BAFU koordinierten und unter anderem von 

den Kantonen Freiburg und Bern unterstützten Projekts. 

Darüber hinaus wird die Erstellung von «Plans Lumière» durch die Gemeinden vom AfU und dem 

WNA gefördert. Das BAFU hat des Weiteren eine Vollzugshilfe Lichtemissionen ausgearbeitet (in 

Konsultation, siehe www.bafu.admin.ch/licht > Konsultation), auf die sich die Gemeinden stützen 

können. Das BAFU plant zudem die Veröffentlichung (im Laufe des Jahres 2021) einer Checkliste 

für Gemeinden, um diese ihnen Aufgabe zu erleichtern. Diese Dokumente werden daher mit 

https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/elektrosmog/fachinformationen/lichtemissionen--lichtverschmutzung-/konsultation-vollzugshilfe-lichtemissionen.html


Staatsrat SR 

Seite 3 von 4 

 

Spannung erwartet und werden eine grosse Hilfe sein, da die einzige Rechtsgrundlage, die derzeit 

auf das Thema Lichtverschmutzung angewandt werden kann, die einleitenden Artikel des 

Bundesgesetzes über den Umweltschutz USG (insbesondere Art. 11) sind, die den Grundsatz der 

Emissionsbegrenzungen festlegen, doch fehlt eine Konkretisierung dieser Begrenzungen in Form 

von Grenzwerten. Das macht ihre Anwendung besonders heikel, da sie Auslegungssache ist; die 

zukünftige Umsetzungshilfe wird hier mit Richtwerten für bestimmte Fälle Abhilfe schaffen. 

Der Staatsrat hat Verständnis für das Anliegen der Motionäre, im Kantonsrecht genauere Vorgaben 

zum Thema Lichtverschmutzung einzuführen, ist aber der Meinung, dass der Gemeinderichtplan 

nicht das richtige Instrument ist. Er stellt vorab fest, dass die meisten Gesamtrevisionen der 

Ortspläne in der Endphase sind, sodass eine Umsetzung in den Gemeinderichtplänen zum jetzigen 

Zeitpunkt nicht mehr möglich ist. 

Unabhängig vom Stand der Planungsarbeit auf kommunaler Ebene muss weiter betont werden, dass 

das RPBG zwar enge Verbindungen zu anderen Gesetzgebungen hat, die Teil anderer öffentlicher 

Politiken sind, doch kann dieses Gesetz nicht das Gefäss für alle materiellen Regeln sein, die 

insbesondere im Rahmen der Gemeinderichtpläne zu überprüfen sind. So müssen z. B. Vorschriften 

zu Umwelt-, Natur- und Landschaftsschutz sowie zu Energie in der jeweiligen Spezialgesetzgebung 

festgelegt werden. Der vom Gesetzgeber definierte Geltungsbereich des RPBG sieht vor, dass die 

Einführung von Grundsätzen im Gemeinderichtplan, die durchaus behördenverbindlich sind, nur 

dann sinnvoll ist, wenn diese Grundsätze voraussichtlich in den Nutzungsplänen (ZNP und DBP) 

und insbesondere in den Gemeindevorschriften konkretisiert und dann im Rahmen von Baubewilli-

gungsgesuchen überprüft werden. Dies ist nicht der Fall für Beschränkungen zur Vermeidung von 

Lichtverschmutzung, soweit sie sich auf technische Einrichtungen im Zusammenhang mit dem 

Betrieb von Beleuchtungsanlagen beziehen und die nicht zum Zeitpunkt der Beantragung einer 

Bewilligung und der anschliessenden Ausführung der bewilligten Arbeiten, sondern im Rahmen der 

Nutzung von Gebäuden und Infrastrukturen zu prüfen sind. 

Um auf den konkreten Gegenstand der Motion zurückzukommen: Die Verfasserin und der 

Verfasser schlagen vor, das Ausschalten der Strassenbeleuchtung während eines bestimmten Teils 

der Nacht vorzuschreiben. Diese Massnahme würde dem Prinzip der Reduzierung der Lichtver-

schmutzung und des Energieverbrauchs entsprechen. Sie liesse sich zudem dadurch rechtfertigen, 

dass die erzielten Ergebnisse insbesondere in nicht sensiblen Zonen (z. B. in Quartieren oder 

Nebenstrassen) überzeugend sind. Es sind jedoch Vorbehalte für Verkehrswege nötig, insbesondere 

dort, wo eine Beleuchtung aus Sicherheitsgründen erforderlich ist, sowie bei Fussgängerstreifen, da 

das Abschalten der Beleuchtung bei solchen Anlagen nicht zulässig ist. 

Konkret schlägt der Staatsrat vor, Artikel 5 Abs. 7 EnGe entlang der folgenden Linien zu 

überarbeiten: 

«Der Staat und die Gemeinden verfügen über eine Beleuchtung, die dem Stand der Technik 

entspricht, insbesondere hinsichtlich Energieverbrauch und Lichtverschmutzung, und betreiben sie 

auf effiziente Weise, indem sie eine vollständige oder dynamische Nachtabschaltung in Zonen und 

zu Zeiten praktizieren, die sich dafür eignen.» 

Das Energiereglement könnte dann für weitere Klarheit sorgen. Eine solche Bestimmung würde die 

Analyse spezifischer kommunaler Bedingungen und die Durchführung konkreter Massnahmen 

zwingend vorschreiben, wobei ein gewisser, für die verschiedenen Situationen notwendiger 
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Handlungsspielraum gewahrt bliebe. Damit würde der Grundsatz «besser statt weniger beleuchten» 

angewandt, der es ermöglicht, Sicherheits-, Energie- und Umweltbedürfnisse in Einklang zu 

bringen. 

Der Staatsrat schlägt dem Grossen Rat deshalb vor, das zentrale Anliegen der Motion, nämlich die 

Reduktion der Lichtverschmutzung, anzunehmen, allerdings mit einer Anpassung der zu ändernden 

Rechtsgrundlage. Konkret wird vorgeschlagen, das EnGe und nicht das RPBG zu ändern, um die 

notwendigen Bestimmungen zur Reduzierung der Lichtverschmutzung durch öffentliche 

Beleuchtung einzuführen. 

20. April 2021 
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